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Für meinen Sohn Marlon

Denke ohne Geländer!





»Ich glaube, dass die Erkenntnis der Wahrheit  
nicht in erster Linie eine Sache der Intelligenz,  

sondern des Charakters ist.«
Erich Fromm

»Glaube denen, die die Wahrheit suchen,  
und zweifle an denen, die sie gefunden haben.«

André Gide

»Man darf die Mehrheit nicht  
mit der Wahrheit verwechseln.«

Jean Cocteau

»Wer die Wahrheit nicht weiß,  
der ist bloß ein Dummkopf.  

Aber wer sie weiß und sie eine Lüge nennt,  
der ist ein Verbrecher.«

Bertolt Brecht
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Trauer, Leid und Denkverbote:  
Zur Einführung 

Fragen, die weite Teile der Gesellschaft bewegen, solche über 
Krieg und Frieden beispielsweise, erfordern in einer Demokratie 
den freien Meinungsaustausch – sollte man meinen. Doch dem 
ist nicht so. Es gibt Grenzen dessen, was öffentlich gesagt werden 
kann, ungeschriebene Gesetze, ja, Tabus. Wer sie missachtet oder 
übersieht, dem drohen die Rufschädigung oder der politisch-me-
diale Pranger, schlimmstenfalls auch juristische Konsequenzen. 
Verstärkt seit dem Gaza-Krieg, dessen jüngste Eskalation mit dem 
7. Oktober 2023 begann – jenem mörderischen Tag, als die Hamas 
und andere Gruppen vom Gazastreifen aus Südisrael angriffen. 
Offiziellen Angaben zufolge sind dabei 846 israelische Zivilisten, 
278 Soldaten und 44 Polizisten getötet worden, 264 Gefangene 
wurden in die Küstenenklave verschleppt. Diesen Akt des Terrors 
zu verurteilen und sein Mitgefühl gegenüber den Opfern oder 
deren Angehörigen zum Ausdruck zu bringen, war in Deutsch-
land aus gutem Grund weitestgehend Konsens. 

Schwieriger wird es, sobald die Frage nach den Hintergrün-
den und Ursachen dieser Gewalttat im Raum steht. Nicht wenige 
glauben, etwas zu erklären bedeute, es zu rechtfertigen. Das aber 
ist ein Irrtum: Verstehen und Billigen sind zweierlei. Gleichzeitig 
riskiert, wer einzuordnen versucht, den Vorwurf der Relativie-
rung. Der Horror spreche doch für sich, vom zugrunde liegen-
den Judenhass ganz zu schweigen. Und überhaupt: Auf welcher 
Seite stehst du eigentlich?
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Auf Seiten derer, die unschuldig Opfer von Terror und Gewalt 
werden. Meine Anteilnahme, die des Autors, gilt jenen, die an 
diesem Schicksalstag in Israel getötet oder entführt wurden. Und 
sie gilt den Zehntausenden Toten im Gazastreifen, aber auch im 
Westjordanland und im Libanon, die seither den Preis für eine 
entfesselte Rachsucht zu zahlen haben. Was wiederum Südafrika 
veranlasste, vor dem Internationalen Gerichtshof in Den Haag 
Klage gegen Israel wegen Völkermordes, konkret des Verstoßes 
gegen die UN-Völkermordkonvention von 1948 einzureichen. 

Politik und Medien hierzulande haben sich jedoch nicht etwa 
für einen sofortigen Waffenstillstand und eine Friedenslösung 
eingesetzt, sondern sich uneingeschränkt hinter Israel gestellt. 
Im Ergebnis lief das auf einen Schulterschluss mit der Regierung 
unter Premier Benjamin Netanjahu hinaus, die als rechtsextrem 
zu bezeichnen fast schon eine Untertreibung ist. Die vielbeschwo-
rene »Staatsräson« und die irrige, aber wirkmächtige Annahme, 
Kritik an israelischen Positionen sei im Zweifel antisemitisch, 
hatten nicht allein in Deutschland zur Folge, dass die offenkun-
digen Kriegsverbrechen der israelischen Armee lange Zeit bes-
tenfalls zur Kenntnis genommen wurden – mehr aber auch nicht. 
Was auch daran zu ermessen ist, dass sich die deutschen Rüs-
tungsexporte in Richtung Israel 2023 verzehnfacht haben, wo-
bei der Löwenanteil auf die Zeit nach dem 7. Oktober entfiel. Vor 
allem Artillerie- und Panzermunition aus hiesigen Beständen 
kam zuverlässig im Gazastreifen zum Einsatz. Darüber hinaus 
lieferte Berlin Schusswaffen verschiedenen Kalibers und allein 
in den ersten sechs Kriegsmonaten 500 000 Schuss Munition für 
Maschinengewehre. Wer also die richtigen Lektionen aus der jün-
geren deutschen Geschichte gelernt zu haben glaubt, liefert Israel 
Waffen und Munition, die anschließend palästinensische Zivilis-
ten töten?

Ins Visier gerieten auch Deutsche mit palästinensischen, ara-
bischen oder muslimischen Wurzeln. Sie sahen sich dem Gene-
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ralverdacht ausgesetzt, pro Hamas oder schlichtweg Antisemiten 
zu sein. (Obwohl, nebenbei bemerkt, auch Araber Semiten sind.) 
Entsprechend wurde ein Großteil der Demonstrationen gegen 
den Horror im Gazastreifen untersagt, oder aber ihre Teilnehmer 
sahen sich strengen Auflagen ausgesetzt. Schon Parolen wie »Free 
Palestine« oder »Stoppt den Genozid« waren strafbewehrt, weil 
sie angeblich Israel das, wie es heißt, Existenzrecht absprechen.

Parallel überrollte eine Welle der Zensur und der Denkverbote 
das Land. Vor allem im kulturellen Bereich kam es zu Hochge-
richten der Inquisition, einer zunehmend McCarthy-haften Can-
cel Culture. Palästinensischer Herkunft zu sein oder als poten
ziell israelfeindlicher Verdachtsfall zu gelten, reichte bereits aus, 
um einen zugesprochenen Preis nicht oder erst im Nachklapp 
zu erhalten, von Veranstaltungen ausgeladen oder einem Gesin-
nungstest unterzogen zu werden. Es traf aber auch renommierte 
in- und ausländische Künstler oder Wissenschaftler, sofern sie 
sich im Verlauf ihres Berufslebens jemals kritisch über Israel ge-
äußert oder etwa Texte verlinkt hatten, die den Rechtgläubigen als 
blasphemisch galten. Der anti-antisemitische Furor ereilte sogar 
deutsche wie nichtdeutsche Juden, die den Massenmord im Gaza
streifen beim Namen nannten. 

Die Konsequenz war eine ungute Mischung aus Philosemi-
tismus und Islamophobie, geboren aus Schuldgefühl und Euro-
zentrismus. Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier ermahnte 
alle »mit arabischen Wurzeln« in Deutschland, sich vom Hass auf 
Juden zu distanzieren und die Hamas zu verurteilen. Vizekanzler 
Robert Habeck ging sogar noch einen Schritt weiter. Er forderte 
die hier lebenden Muslime auf, sich »klipp und klar von Antise-
mitismus zu distanzieren, um nicht ihren eigenen Anspruch auf 
Toleranz zu verlieren«. Damit stellte der Minister eine klar umris-
sene Bevölkerungsgruppe unter Generalverdacht, verstärkt noch 
durch eine indirekte Drohung. Diese und ähnliche Botschaf-
ten, aufgegriffen und verstärkt in Politik und Medien, dürften 
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nicht wenige, möglicherweise die meisten der hiesigen Muslime, 
immerhin 5,5 Millionen Menschen, der Mehrheitsgesellschaft 
entfremdet haben. Nicht weil sie Antisemiten wären, die es in 
ihren Reihen ebenso gibt wie im Rest der Gesellschaft, sondern 
weil ihnen die Aufteilung der Bevölkerung in »wir« und »ihr« 
nicht entgangen sein wird. Und weil es ihnen, anders als dem 
Mainstream, nicht gelungen ist, das fortwährende Massaker im 
Gazastreifen lediglich zur Kenntnis zu nehmen. Vielmehr zeigen 
sie sich darüber ebenso betroffen wie entsetzt. Von den 40 000 
Deutsch-Palästinensern in Berlin, der größten palästinensischen 
Community in Europa, haben viele Verwandte im Gazastreifen. 

Laut Bundesamt für Verfassungsschutz gehen 84 Prozent der 
antisemitischen Straftaten in Deutschland auf das Konto von 
Rechtsextremisten. Am Pranger stehen jedoch seit dem 7. Okto
ber 2023 verstärkt hiesige Muslime und Araber, ob mit oder ohne 
deutschen Pass. Selbst ein Hubert Aiwanger, bayerischer Banner
träger solider Bodenständigkeit, in der rechten Armbeuge nicht 
immer haltungssicher, reihte sich in den Chor derer ein, die den 
hiesigen Antisemitismus im Bereich der »unkontrollierten Ein-
wanderung« verorten. Mithin ein importiertes Problem, den 
Deutschen wesensfremd. Wie gut, möchte man ergänzen, dass 
Hitler Araber war und der Hamas angehörte. Die Spaltung der 
Gesellschaft jedenfalls schreitet voran. 

Fällt Kritik an Israel in die Kategorie des »israelbezogenen 
Antisemitismus«? Für die große Mehrheit der hiesigen Entschei-
der und Meinungsmacher ist das eindeutig der Fall. Den wiede-
rum anzuprangern stellt sich ihnen als Ausdruck allerhöchster 
Moralität dar. Bestenfalls handelt es sich dabei allerdings um eine 
Scheinmoral, solange das Menschheitsverbrechen im Gazastrei-
fen ungeahndet bleibt. Gleichwohl stellt der nahöstliche Krieg tief 
verwurzelte Glaubensgewissheiten und Rituale im Bereich der 
»Erinnerungskultur« infrage. Allein die weltweit immer lauter 
erhobene Forderung nach einem sofortigen Waffenstillstand ent-
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hält ja aus dieser Warte bereits eine Provokation: Sie unterstellt, 
dass die israelische Regierung, dass Israel mit einem Makel be-
haftet sein könnte. Was selbstverständlich nicht der Fall sein kann 
und darf, hat doch das stets in seiner Existenz bedrohte Land alles 
Recht der Welt, sich zu verteidigen. Warum also diese in Deutsch-
land offiziös gesetzte Wahrheit nicht ebenfalls mit allen Mitteln, 
auch zutiefst undemokratischen, verteidigen? 

Weil eine solche Haltung dem Denken und Handeln in einer 
freiheitlichen Gesellschaft zuwiderläuft. Was spricht denn dage-
gen, die Verbrechen der Hamas mit derselben Entschlossenheit 
zu verurteilen wie jene der israelischen Staatsführung? Warum 
sollte das eine das andere ausschließen? Weshalb nicht die Gewalt 
der israelischen Armee im Gazastreifen beim Namen nennen? 
Als da wären: unablässige Bombardements, großflächige Zerstö-
rungen, darunter Krankenhäuser, Schulen, Universitäten, Gottes-
häuser, Kulturgüter; mehrheitlich getötete Zivilisten, zu 70 Pro-
zent Frauen und Kinder, Enteignung, Entrechtung, Folter in den 
Gefängnissen und, am perfidesten, der Entzug von Nahrung und 
Wasser als Waffe, das systematische Aushungern von 2,3 Millio-
nen Menschen mit dem erklärten Ziel, sie möglichst in Richtung 
Sinai zu vertreiben. Seit dem Zweiten Weltkrieg ist keine Region 
der Welt innerhalb nur weniger Wochen dermaßen umfassend 
und zielgerichtet dem Erdboden gleichgemacht worden wie der 
Gazastreifen. 80 Prozent der Häuser und Gebäude, allgemein der 
Infrastruktur wurden zerstört. Gemessen an der täglichen Todes-
rate ist der Gaza-Krieg 2023/24 der bislang tödlichste in diesem 
Jahrhundert. Alle zehn Minuten starb dort in den ersten sechs 
Monaten ein Kind. 

Es geht nicht darum, die Gewalt der einen Seite gegen die der 
anderen aufzurechnen, wenngleich die Zahlen für sich sprechen. 
Das Vorgehen der Hamas ist und bleibt ein Verbrechen und muss 
als solches benannt werden. Doch ist dieses Verbrechen nicht in 
einem Vakuum entstanden, wie UN-Generalsekretär António  
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Guterres zu Recht anmerkte. Der 7. Oktober hat eine Vorge-
schichte, und die reicht zurück bis in die 1880er Jahre, bis zum 
Beginn der zionistischen Inbesitznahme Palästinas auf Kosten sei-
ner ursprünglichen Bewohner. Getragen von einer siedlerkoloni-
alen Bewegung, die seit ihren Anfängen glaubt, über ein biblisch 
begründetes, alleiniges Anrecht auf das gesamte Erez Israel zu ver-
fügen: auf Palästina, das Land zwischen Mittelmeer und Jordan-
fluss. Allein historische Zusammenhänge aufzuzeigen kann vor 
diesem Hintergrund bereits zum Politikum werden – dann vor 
allem, wenn sie der allgemeinen Stimmungslage zuwiderlaufen 
oder gefühlten Wahrheiten entgegenstehen. Ohne Kenntnis die-
ser Zusammenhänge ist jedoch alles Reden nichts. 

Und genau deswegen befasst sich das vorliegende Buch aus-
führlich mit der Vorgeschichte heutiger Konfliktlinien, zu der 
natürlich auch die israelische Staatswerdung 1947/48 gehört. Sie 
ging einher mit der gewaltsamen und vorsätzlichen Vertreibung 
von 750 000 Palästinensern, mehr als der Hälfte der damaligen 
arabischen Bevölkerung, im Arabischen als »Nakba« bezeichnet, 
als »Katastrophe«. Nach dem Sechstagekrieg 1967 wurden noch 
einmal 350 000 Palästinenser aus ihrer Heimat vertrieben. Seit-
her hält Israel völkerrechtswidrig die syrischen Golanhöhen be-
setzt, das Westjordanland einschließlich Ostjerusalems sowie den 
Gazastreifen. Ungeachtet des israelischen Abzugs 2005 gilt dieser 
auch weiterhin, internationalem Recht zufolge, als besetzt – zu 
den Hintergründen später mehr. Für die Palästinenser bedeu-
tet diese Entwicklung seit Jahrzehnten ein Leben in Ohnmacht 
und Entrechtung, ohne Hoffnung auf Veränderung. Unterbro-
chen nur von einem vermeintlichen »Friedensprozess«, der nie 
wirklich einer war, und in dessen Windschatten ein zunehmend 
messianisch aufgeladener Siedlungskolonialismus auf brutalste 
Weise Fakten schafft, straflos den Landraub auf Kosten der Paläs
tinenser forciert. 

Dergleichen Gegebenheiten aufzuzeigen oder auch nur zu be-
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nennen, mag Anhänger der »Staatsräson« empören. Das kann 
aber nicht der Maßstab sein. Der Horror des 7. Oktober 2023 
ist einerseits singulär – und steht gleichzeitig stellvertretend für 
jenen Horror aus Unterwerfung und Gewalt, wie ihn Israel/Paläs-
tina seit Jahrzehnten erlebt. Ohne Gerechtigkeit und Ausgleich, 
ohne einen palästinensischen Staat wird die Region nicht zur 
Ruhe kommen. Der Anspruch Israels auf das gesamte Palästina 
und die angestrebte, dann dritte ethnische Säuberung sind Aus-
druck einer gefährlichen Ideologie, die zu unterstützen es kei-
nerlei Anlass gibt. Auch nicht für Deutschland. Dieser Konflikt 
ist ein territorialer, keineswegs ein religiöser – auch wenn er sich 
durchaus religiös artikulieren oder entladen kann. 

Das historische Vermächtnis von Auschwitz, »Nie wieder«, 
kann nicht ernsthaft darin bestehen, eine falsche und verbreche-
rische Großisrael-Politik schönzureden oder gar zu fördern. Die 
Stimme dort zu erheben, wo Unrecht geschieht, insbesondere 
dann, wenn es epochales Ausmaß erreicht – darin liegt der Wert 
einer Erinnerungskultur, die diesen Begriff verdient. Umso mehr, 
als die Lage im Nahen Osten zunehmend außer Kontrolle gerät 
und der Krieg im Gazastreifen das Potenzial hat, einen Welten-
brand auszulösen: Hier der Westen, aufseiten Israels, dort Russ-
land und China, aufseiten Irans. 

Das vorliegende Buch sucht einen weiten Bogen zu schlagen, 
vom Gestern ins Heute. Als Autor stehe ich damit gleichwohl 
vor einem Dilemma. Zwar folge ich weitgehend der historischen 
Chronologie, doch Immanuel Kant zufolge ist nicht die Wirklich-
keit an sich entscheidend, sondern deren Wahrnehmung. Und die 
ist in Deutschland in Sachen Israel/Palästina geprägt von morali-
scher Hybris und Realitätsverleugnung, oft genug auch von Phi-
losemitismus, was in letzter Konsequenz auf eine Sakralisierung 
israelischer Politik hinausläuft. 

Es empfiehlt sich daher, in einem ersten Schritt das vorherr-
schende Bewusstsein auf den Prüfstand zu stellen. Woher kommt 
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diese Überidentifikation mit dem jüdischen Staat? Vordergrün-
dig erklärt sie sich mit dem Wunsch nach Absolution für die Ver-
brechen des Nationalsozialismus, für den Genozid an den Juden. 
Doch war dieser Wunsch stets eingebettet in übergeordnete Inter-
essen, die selten offen angesprochen werden. Angefangen mit der 
Westorientierung der noch jungen Bundesrepublik unter Kon-
rad Adenauer bis hin zum Wirken heutiger Antisemitismusbe-
auftragter. 

Über einen Umweg ans Ziel gelangen, eine Zäsur setzen vor 
dem eigentlichen Akt – das ist ungewöhnlich und ein Hinweis da-
rauf, dass ein Buch wie dieses zu schreiben oder zu verlegen alles 
andere als selbstverständlich ist. Keinen Denkverboten zu erlie-
gen war dabei die entscheidende Herausforderung. Die Perspek-
tive ist konsequent die der Ohnmächtigen und Vergessenen. Ich 
danke all jenen, die den Arbeitsprozess als anregende Gesprächs-
partner bereichert haben (und mehrheitlich ungenannt bleiben 
möchten). Für den Inhalt verantwortlich ist selbstverständlich 
der Autor allein. Aus dem Text parteipolitische oder ähnliche 
Rückschlüsse ziehen zu wollen wäre halt- und gegenstandslos. 

Inmitten der zahlreichen politischen und ideologischen Minen
felder nicht die Orientierung zu verlieren halfen mir last, but not 
least zwei israelische Historiker, vor deren persönlicher Integrität 
und intellektueller Redlichkeit ich mich verneige: Ilan Pappe und 
Avi Shlaim. 
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Die Suche nach Vergebung:  
Israel und die deutsche »Staatsräson«

Deutschlands kollektive Identität beruht wesentlich auf dem 
öffentlichen Erinnern an die Verbrechen des NS-Regimes, wobei 
der Holocaust im Vordergrund steht. Damit einher geht ein häu-
fig heilsgeschichtlicher Tonfall, wenn etwa von der »Gnade der 
Versöhnung« oder dem »Wunder der Vergebung« zwischen 
Deutschen und Juden die Rede ist. Vergangenheitsbewältigung 
und Erinnerungskultur, die Schlüsselbegriffe des staatlich insti-
tutionalisierten Gedenkens, verleihen der Suche nach der rech-
ten Form des Erinnerns eine stark moralisierende Färbung, wie 
sie spätestens seit der deutschen Wiedervereinigung für die hie-
sige Politik insgesamt prägend ist. Im Vordergrund stehen dabei 
weniger klassische Tugenden wie Diplomatie oder die Suche nach 
Gemeinsamkeiten, als vielmehr die Festschreibung eigener Stand-
punkte, Weltbilder oder Überzeugungen auf der Ebene einer ulti
mativen und somit auch nicht infrage zu stellenden Wahrheit. 
Im verinnerlichten Wissen um das einzig Richtige und Mach-
bare, destilliert aus einer absolut gesetzten Moralität, die sich als 
Widerpart der Monstrosität von Auschwitz versteht. Die Deut-
schen haben in jüngerer Vergangenheit so grundlegend auf der 
falschen Seite der Geschichte gestanden, dass sie nunmehr den 
kollektiven Wunsch verspüren, für alle Zeiten auf der richtigen 
zu stehen. Als Gute das Böse unwiderruflich zu tilgen. 

Anders gesagt: Das kleine Israel spielt für das deutsche Selbst-
bild und die hiesige Identitätssetzung eine übergroße Rolle. In 
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den Worten des Politologen Daniel Marwecki: »Während die 
deutsche Politik ihr Verhältnis zu Israel in seltener Einmütig-
keit pflegt, wird der israelisch-palästinensische Konflikt in der 
deutschen Öffentlichkeit ohne Bandagen ausgetragen. Dabei geht 
es in den Zeitungen, auf Twitter oder in den Fachschaftsräten 
kaum um den Konflikt an sich. Vielmehr ist der seit dem frühen 
20. Jahrhundert andauernde Konflikt zweier Nationen um ein 
entferntes Territorium eine willkommene Schablone für deut-
sche Identitätskämpfe.«1 Zu den Ritualen der Selbstvergewisse-
rung hiesiger Entscheider wie auch Meinungsmacher gehört die 
Beschwörung des Allerheiligsten, wofür an erster Stelle die deut-
sche »Staatsräson« wie auch das »Existenzrecht« Israels stehen. 
Als Mantra eingesetzt, sucht diese Ritualisierung die Dämonen 
der Vergangenheit zu bändigen. Gleichzeitig rührt sie an den 
Wesenskern einer staatlichen Identität, die sich angesichts einer 
fragwürdigen Traditionslinie – angefangen bei der Staatswerdung 
Deutschlands aus dem Geist des Militarismus 1871 in Versailles 
bis hin zur bedingungslosen Kapitulation 1945 – nicht ohne Wei-
teres auf die vermeintliche Großartigkeit der eigenen Nation be-
rufen kann, im Gegensatz etwa zu Frankreich. Auch die Religion 
entfällt als Bezugsrahmen, wenngleich aus anderen Gründen. 

Doch ungeachtet der Seligsprechung Israels in weiten Teilen 
der Öffentlichkeit als höchstem Ausdruck einer als makellos emp-
fundenen Gesinnung seitens des Staates war das tatsächliche Ver-
halten (West-)Deutschlands im Zuge der »Wiedergutmachung« 
stets weniger von Moral, Wunder oder Versöhnung geprägt als 
vielmehr von Eigeninteressen. Die Geschichte der deutsch-israe-
lischen Beziehungen passt in kein Gut/Böse-Schema, dafür ist sie 
zu widersprüchlich. Sie begann mit Konrad Adenauer, dem ers-
ten Kanzler der Bundesrepublik (1949 – 1963). Seine Ägide stand 
im Zeichen des Kalten Krieges. Entsprechend ging es ihm in ers-
ter Linie um gute Beziehungen zu den USA, zu den westlichen 
Nachbarn in Europa und um die Wiederbewaffnung, konkret die 
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Gründung der Bundeswehr und den Beitritt zur NATO, beides 
1955 vollzogen. Der Schlüssel für die angestrebte Westintegration 
Bonns war das Verhältnis zu Israel. 

1965 erklärte Adenauer im Gespräch mit dem Fernsehjourna
listen Günter Gaus, rückblickend auf seine Zeit als Kanzler: »Wir 
hatten den Juden so viel Unrecht getan, wir hatten solche Ver-
brechen an ihnen begangen, dass sie irgendwie gesühnt werden 
mussten, wenn wir überhaupt wieder Ansehen unter den Völ
kern der Welt gewinnen wollten … Die Macht der Juden auch  
heute noch, insbesondere in Amerika, sollte man nicht unter
schätzen.«2

Die Bundesrepublik wollte also so schnell wie möglich wieder 
in den Kreis der zivilisierten Nationen aufgenommen werden. 
Folglich galt es »irgendwie zu sühnen«. Der zweite Teil von Ade-
nauers Ausführung entsprach dem damaligen Zeitgeist. Dabei 
galt es in Bonn nicht als Widerspruch, einerseits Entschädigun-
gen an Israel zu zahlen und die »Wiedergutmachung« voranzu-
treiben, andererseits aber verbrecherischen Funktionseliten zu 
erlauben, ihre Kriegs- und Vorkriegskarrieren im Beamtenap-
parat, in Politik und Wirtschaft ungebrochen fortzusetzen. Am 
bekanntesten dürfte der Fall Hans Globke sein, Mitverfasser der 
Nürnberger Rassengesetze von 1935 (»Arier-Nachweis«, »Juden-
stern«), Adenauers graue Eminenz und neben ihm der mäch-
tigste Mann im Staat. Globke, der zudem im Verdacht stand, für 
die Deportation von 20 000 griechischen Juden in die Vernich-
tungslager mitverantwortlich zu sein, kontrollierte insbesondere 
den Bundesnachrichtendienst BND und den Verfassungsschutz.

Dergleichen Widersprüche begünstigten das Entstehen eines 
demonstrativ zur Schau getragenen Philosemitismus, der sich 
weniger für die Realität jüdischen Lebens interessierte als viel-
mehr für Außenpolitik und Staatsräson im vordemokratischen 
Sinn – mit anderen Worten für dem Staatswohl untergeordnete 
Aktivitäten von nationaler Bedeutung. 
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Kurzum: (West-)Deutschland wurde nach Unterzeichnung 
des Luxemburger Abkommens von 1952, dem ersten Schritt zur 
»Versöhnung« mit Israel, zu dessen wichtigstem Handelspartner 
in Europa. Die vereinbarten Entschädigungszahlungen halfen bei 
der Transformation Israels von einer Agrarökonomie in einen In-
dustriestaat. Gleichzeitig wurde die Bundesrepublik zum größ-
ten Waffenlieferanten des dortigen Militärs und blieb es bis etwa 
Mitte der 1960er Jahre, als die USA die Führung übernahmen. 
Paradoxerweise legte die von Judenfeindschaft geprägte Gene
ration der Täter das Fundament für Israels Aufstieg zur regiona
len Hegemonialmacht. Ungeachtet der Tatsache, dass Bonn und 
Tel Aviv erst 1965 diplomatische Beziehungen zueinander auf-
nahmen. 

Seinem Biograf Hans-Peter Schwarz zufolge war Adenauer 
»ein Kolonialherr alter Schule«, der 1956 volles Verständnis für 
den Suezkrieg zeigte, den gemeinsamen Angriff von Großbri-
tannien, Frankreich und Israel auf Ägypten, nachdem der dor-
tige Staatschef, Gamal Abdel Nasser, den Suezkanal verstaatlicht 
hatte. Die Beziehungen zu Israel waren der Regierung Adenauer 
wichtiger als die zu den arabischen Staaten, als Vermittler in der 
Region mochte (West-)Deutschland nicht auftreten. Zumal die 
Hallstein-Doktrin von 1955 unter Sanktionsandrohung einen 
Alleinvertretungsanspruch der Bundesrepublik formulierte, 
viele arabische Staaten aber infolge der westlichen Unterstützung 
Israels außenpolitisch der Sowjetunion zuneigten und sukzessive 
die DDR anerkannten. 

»Juden – blond und blauäugig«

Theodor W. Adorno war überzeugt, dass es in der deutschen 
»Aufarbeitung der Vergangenheit« (so der Titel seines Essays von 
1963) nicht darum gehe, sich ernsthaft mit Fragen von Schuld und 
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Verstrickung zu befassen. Über Aufarbeitung zu reden bedeute 
nicht, sie auch zu betreiben. Die Auseinandersetzung mit dem, 
was war, könne auch von dem Wunsch geleitet sein, die Vergan-
genheit zu überwinden, die eigene Verantwortung zu relativieren 
oder schlicht vergessen zu machen.3 Wie richtig Adorno mit die-
ser Einschätzung lag, zeigte sich auch im Eichmann-Prozess 1961. 
Israelische Agenten hatten Adolf Eichmann, den Cheforganisator 
der Verfolgung, Vertreibung und Deportation der europäischen 
Juden in die Vernichtungslager, im Mai 1960 in Argentinien auf-
gespürt und entführt. Von April bis Dezember 1961 stand er in 
Jerusalem vor Gericht, im Mai 1962 wurde er gehenkt. 

Adenauer war über den Eichmann-Prozess regelrecht »ver-
zweifelt«, da er um (West-)Deutschlands Ruf in der Welt fürchtete. 
Was so weit ging, dass der Kanzler die Waffen- und Finanzhilfen 
verzögerte, die er dem israelischen Premier David Ben-Gurion 
1960 in New York zugesagt hatte, und Bonns weiteres Vorgehen 
vom Verlauf des Eichmann-Prozesses abhängig machte, wie der 
Politikwissenschaftler Daniel Marwecki nachweisen konnte. Tat-
sächlich kam Ben-Gurion der Bundesregierung entgegen, indem 
er auf das Verfahren einwirkte und Änderungen an der Eröff-
nungsrede des Chefanklägers Gideon Hausner vornahm. Dabei 
ging es insbesondere darum, »das Ansehen Westdeutschlands zu 
schützen und die Schuld des deutschen Volkes zu mindern« so-
wie die Schuld Hitlers zu betonen, »um Diskussionen über eine 
Kollektivschuldthese abzuschwächen«.4

Nicht zuletzt sorgte sich Adenauer, was Eichmann wohl über 
Globke aussagen mochte. Doch die neuen Verbündeten in Israel 
sorgten dafür, dass dessen federführende Rolle bei den antijüdi-
schen Rassegesetzen vor Gericht nicht weiter thematisiert wurde. 
Auch nicht die Präsenz anderer Alt-Nazis an den Schaltstellen der 
Macht in der Bundesrepublik. Stattdessen nutzte die israelische 
Seite den Eichmann-Prozess, um eine vermeintliche historische 
wie ideologische Nähe zwischen dem Nationalsozialismus und 
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dem Großmufti von Jerusalem in den 1930er- und 1940er-Jahren 
zu behaupten. Wider jede Faktenlage wurde der ranghöchste Ver-
treter der Palästinenser jener Zeit als Urheber und geistiger Vater 
der »Endlösung« präsentiert – dazu später mehr. 

Während Ben-Gurion und die Seinigen Deutschland rheto-
risch »entnazifizierten« und der Bonner Republik bescheinigten, 
sie verkörpere »ein neues Deutschland«, wurden spiegelbildlich 
die Araber nazifiziert, abzulesen auch an der steten Gleichsetzung 
des ägyptischen Präsidenten Nasser mit Hitler. So thematisierten 
israelische Medien etwa umfassend die Präsenz früherer Nazis in 
Ägypten, wo sie ergebnislos an einem daraufhin aufgegebenen 
Raketenprogramm arbeiteten. Die Causa des Luftfahrtingenieurs 
Wernher von Braun, der im Dritten Reich die »Wunderwaffe« 
V2 maßgeblich entwickelte und nach dem Krieg in den USA als 
Apollo-Mitkonstrukteur Karriere machte, erfuhr hingegen keine 
weitere Beachtung. Hannah Arendt notierte in ihrem berühmten 
Eichmann-Prozessbericht über »die Banalität des Bösen«, Globke 
und den Großmufti betreffend: »Auf jeden Fall dürfte der frü-
here Ministerialrat des Innern und Staatssekretär in Adenauers 
Bundeskanzleramt den Vorrang vor dem ehemaligen Mufti von 
Jerusalem haben, wenn man die Leidensgeschichte der Juden 
unter dem Naziregime gerichtsnotorisch machen wollte.«5

Der mentale Export von Antisemitismus und nationalsozialis-
tischem Gedankengut in den arabischen Raum hat sich keines-
wegs überlebt. Unter veränderten Vorzeichen lebt er bis heute 
fort, indem Politik und Medien in Deutschland Abneigungen und 
Vorurteile der Mehrheitsgesellschaft auf Migranten und Muslime 
projizieren, in deren Reihen sie »Judenhass« verorten. Obwohl, 
wie bereits erwähnt, mehr als vier Fünftel der antisemitischen 
Straftaten in Deutschland auf das Konto von germanisch gesinn-
ten Rechtsextremisten gehen. Die darin enthaltene Traditions
linie speist sich aus Verdrängung, Exkulpierung und »Othering«. 
Gegenwärtige Formen von Rassismus gehen häufig einher mit 
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Philosemitismus und erkennen die Wurzeln allen Übels im Islam, 
wahlweise unter nahöstlichen Migranten. 

Doch hatte der Eichmann-Prozess noch eine ganz andere Wir-
kung: Er machte den Holocaust zur »Staatsräson« Israels. Bis dato 
hatte Auschwitz im öffentlichen Bewusstsein des jüdischen Staa-
tes eine eher untergeordnete Rolle gespielt, obwohl ein Drittel 
seiner Bewohner Überlebende des Genozids waren. Der israeli-
sche Historiker Tom Segev nennt dafür zwei Gründe. Zum einen 
hätten sich die Zionisten auch während des Zweiten Weltkrieges 
in erster Linie um den Aufbau ihres Staates in Palästina geküm-
mert, die Rettung der europäischen Juden sei für Ben-Gurion 
und seine Mitstreiter sekundär gewesen. Zum anderen wurden 
»die Holocaust-Überlebenden … zuweilen geradezu verachtet. 
Die in Palästina lebenden Juden, sonnengebräunt und an harte 
Pionierarbeit gewöhnt, konnten mit den ausgezehrten, kranken 
KZ-Überlebenden wenig anfangen, sprachen gar herablassend 
von ›unbrauchbarem Menschenmaterial‹.«6

Überdies sei der Holocaust lange ein dunkles Familienge-
heimnis für die meisten Israelis gewesen. Bis zum Eichmann-
Prozess. »Seither ist der Holocaust zu einem zentralen Element 
der israelischen Identität geworden«, wie es Segev ausführlich 
in seinem Standardwerk Die siebte Million. Der Holocaust und 
Israels Politik der Erinnerung (1995) beschreibt. Darin kritisiert 
der Autor ähnlich wie Hannah Arendt, dass die Auseinanderset-
zung mit dem Holocaust vielfach machtpolitisch und ideologisch 
missbraucht werde. So sei die israelische Armee 1982 im Libanon 
einmarschiert, um, mit den Worten von Israels Premierminister 
Menachem Begin, »Adolf Hitler zu fangen« – gemeint war PLO-
Chef Jassir Arafat. Gleichzeitig gelte Auschwitz als Generalabso-
lution für das kompromisslose Vorgehen Israels gegenüber den 
Palästinensern, für deren systematische Entrechtung.

Davon unabhängig zeigte sich die bundesdeutsche Delega-
tion wie elektrisiert, während sie den Eichmann-Prozess vor Ort 
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verfolgte. Offenbar nahm sie Israel als jüdische Wiedergeburt 
arischer Fantasien wahr. Jedenfalls schloss deren Abschlussbe-
richt mit den Worten: »Einer der stärksten Eindrücke, die auf 
den europäischen Besucher wirken, ist der neuartige und sehr 
vorteilhafte Typus der israelischen Jugend. Diese Jugend weist 
fast keine der Merkmale auf, die man gewohnt war, als jüdisch 
zu betrachten. Groß gewachsen, oft blond und blauäugig, frei 
und selbstbestimmt in ihren Bewegungen, mit klar umrissenen 
Gesichtern, die Nachkommen der deutsch-jüdischen Einwande-
rer stellen einen neuen Typus des Juden dar, der bisher unbe-
kannt war.«7

Gnade! Der späten Geburt

Diese Haltung, sich mit den Überlebenden der eigenen Verbre-
chen zu identifizieren, den Gegensatz zwischen Tätern und Op-
fern aufzuheben und die Rolle der eigentlichen Nazis den Ara-
bern zuzuweisen, sollte sich im Sechstagekrieg 1967 nicht nur 
fortsetzen, sondern noch einmal steigern. Israels Sieg führte in 
Politik und Medien zu wahren Begeisterungsstürmen: So erlebte 
Hitlers »Wüstenfuchs« Erwin Rommel seine Wiedergeburt als 
Moshe Dayan, damals israelischer Verteidigungsminister. »SIEG! 
Dayan  – Der Rommel Israels«, titelte die Bild. Auch Spiegel-
Herausgeber Rudolf Augstein zeigte sich euphorisch. Unter der 
Überschrift »Tötet, tötet« schrieb er am 11. Juni: »Sie rollten wie 
Rommel, siegten wie Patton (US-Weltkriegsgeneral, ML) und 
sangen noch dazu …« Nicht fehlen durften in dem Artikel Ori-
entalismen in bester Kolonialmanier: »In 60 Stunden zerschlu-
gen die gepanzerten Söhne Zions den arabischen Einkreisungs-
ring um Israel, scheuchten sie die panarabischen Propheten aus 
ihren Großmachtträumen, stürzten sie Ägyptens Nasser in nil-
tiefes Jammertal.« 
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Der Eichmann-Prozess »half jenes Narrativ zu verfestigen, 
das den Nahostkonflikt aus dem Kontext eines kolonialen Kon-
fliktes über Territorium und Selbstbestimmung in den euro-
päischen Geschichtsraum von Judenhass und Judenverfolgung 
verpflanzte«, formuliert es sehr treffend der deutsch-israeli-
sche Historiker Daniel Cil Brecher.8 Gleichwohl fassten israeli-
sche Entscheider Kritik an ihrer auf Vorherrschaft ausgerichte-
ten Politik zunehmend als existenzielles Problem auf. Bereits in 
den 1950er Jahren gingen sie dazu über, beginnend in den USA, 
diese Kritik mit einer sehr wirkmächtigen Waffe abzuwehren, 
auch gegenüber Juden: dem Antisemitismus-Vorwurf. Je weniger 
die brutalen Realitäten der Nakba und ihre Folgen mit den ide-
alisierten westlichen und später insbesondere (west-)deutschen 
Wahrnehmungen Israels übereinstimmten, desto sorgfältiger galt 
es jene Grenzen einzuhegen, die Israels Selbstbild und dessen Bild 
in der Welt infrage stellen mochten. 

Die Weitsicht, mit der man sich in Tel Aviv dieses Problems 
annahm, ist bemerkenswert. Denn noch spielten die Palästinen-
ser im westlichen, allen voran im (west-)deutschen Bewusstsein 
kaum eine Rolle. Nach 1967 stand zunächst der Siegesjubel im 
Vordergrund, die Deutschen schienen mit sich selbst im Reinen: 
Wir umarmen unsere besten Freunde in Israel, nunmehr histo-
risch entlastet. Diese wiederum sahen sich im Zuge der erneu-
ten Vertreibung Hunderttausender Palästinenser im Gefolge des 
Sechstagekrieges veranlasst, »arabischer Propaganda« entgegen-
zuwirken und das »Existenzrecht« Israels in den Vordergrund 
zu rücken. In diesem Kontext wurden die »geläuterten« Deut-
schen zu Tel Avivs wichtigsten Verbündeten, gleich nach den 
USA. Dabei ging es aber weniger um die Auseinandersetzung 
mit Judenfeindschaft als vielmehr um die politisch-ideologische 
Verteidigung Großisraels: Israel, die besetzten palästinensischen 
Gebiete plus Sinai sowie die Golanhöhen. Wer den Expansions-
drang Israels kritisiert, ist Antisemit – so die bis heute fortwir-
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kende Logik. Idealisierte deutsche Wunschbilder des jüdischen 
Staates trafen auf die Entschlossenheit der dortigen Machthaber, 
mit Gewalt geschaffene Fakten unumkehrbar zu machen. 

Doch war die Haltung Bonns gegenüber Israel nach 1967 bis 
zur deutschen Wiedervereinigung 1990 in erster Linie geprägt 
von dem Wunsch nach einer Normalisierung der beiderseiti-
gen Beziehungen – weg von den Hinterzimmer-Deals, wie sie 
zwischen Adenauer und Ben-Gurion prägend gewesen waren. 
Hauptsächlich aus zwei Gründen. Zum einen, um sich auch mit 
den arabischen Staaten ins Benehmen zu setzen, die im Verlauf 
des Oktoberkrieges 1973 Erdöl als ökonomische Waffe einge-
setzt hatten. Die Palästinafrage war den Deutschen spätestens 
mit dem Terroranschlag auf die israelische Olympiamannschaft 
1972 in München ins Bewusstsein gerückt. Die anhaltende Besat
zungs- und Siedlungspolitik Israels stieß zunehmend auf Kri-
tik, vornehmlich vonseiten der Europäer, weniger aus den USA. 
Äußerlich abzulesen an der Resolution von Venedig, in der sich 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft EWG (Vorläufer der 
Europäischen Union) im Juni 1980 erstmals, wenngleich sehr 
vorsichtig, zum Selbstbestimmungsrecht der Palästinenser be-
kannte. Israel reagierte darauf mit der Annexion Ostjerusalems 
und erklärte Gesamt-Jerusalem zur Hauptstadt. Der Einmarsch 
Israels in den Libanon 1982 und die Massaker in den Flüchtlings-
lagern von Sabra und Schatila warfen tiefe Schatten auch auf das 
deutsch-israelische Verhältnis. Umso mehr, als Kanzler Helmut 
Schmidt und Israels Premier Menachem Begin einander verach-
teten, wenn nicht verabscheuten. 

Zum anderen war da die deutsche Seele. Der Wunsch vieler 
Deutscher nach einem positiven Selbstbild, nach einem Schluss-
strich oder wenigstens doch einer Versöhnung mit der eigenen 
Geschichte, Israel hin oder her. Exemplarisch steht dafür das Dik-
tum von Kanzler Helmut Kohl, der 1983 die »Gnade der späten 
Geburt« für sich in Anspruch nahm. Auch in seiner Rede vor 

28



dem israelischen Parlament, der Knesset, am 24. Januar 1984: 
»Ich rede vor Ihnen als einer, der in der Nazizeit nicht in Schuld 
geraten konnte, weil er die Gnade der späten Geburt … gehabt 
hat.« Kohls Erinnerungspolitik bezog sich weniger auf den jüdi-
schen Staat, vielmehr suchte er den nationalsozialistischen Ver-
nichtungskrieg im Osten in einen gesamtwestlichen Kampf gegen 
den Bolschewismus umzudeuten. Das war Geschichtsfälschung 
der übelsten Sorte, doch überaus wirksam, auch außenpolitisch. 
Jedenfalls besuchten Kohl und US-Präsident Ronald Reagan am 
5. Mai 1985 den Soldatenfriedhof in Bitburg, wo amerikanische 
Soldaten ebenso ruhen wie deutsche, aber auch Mitglieder der 
Waffen-SS, die das Massaker im französischen Oradour-sur-
Glane begingen. Das aber erschien zweitrangig angesichts der 
vermeintlich gemeinsamen Frontlinien, erst gegen den Bolsche-
wismus, dann gegen die Sowjetunion. 

So wie der Eichmann-Prozess in Israel eine kathartische Wir-
kung für den öffentlichen Umgang mit dem jüdischen Genozid 
hatte, galt das in (West-)Deutschland ähnlich für die 1979 in der 
ARD ausgestrahlte US-Fernsehserie »Holocaust«. Sie erzielte eine 
sensationelle Einschaltquote von bis zu 40 Prozent und schuf in 
nachfolgenden TV-Talkrunden und landesweiten Gesprächs-
kreisen Foren, in denen sich Schock, Wut, Trauer und Fassungs
losigkeit über die deutschen Verbrechen erstmals auf nationaler 
Ebene entfalteten. Offenkundig wurde, dass die Lebenslüge so 
vieler Deutscher – nur eine Minderheit habe im Dritten Reich 
Grauenvolles angerichtet, die Mehrheit habe davon nichts ge-
wusst, im Zweifel nicht einmal der Führer – kaum länger auf-
rechtzuerhalten war. Das Offenkundige wurde ersichtlich: Die 
Verbrechen hatten in aller Öffentlichkeit stattgefunden. Dass 
es für diese Einsicht einer US-Fernsehserie bedurfte, die weit-
aus mehr erreichte als die Studentenrevolte im Jahrzehnt zuvor, 
ihrerseits nicht zuletzt eine Abrechnung mit dem Schweigen der 
Eltern, spricht für sich.
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Das kollektive Schamgefühl griff Bundespräsident Richard 
von Weizsäcker in seiner berühmt gewordenen Ansprache zum 
40. Jahrestag des Kriegsendes am 8. Mai 1985 geschickt auf und 
setzte damit einen Kontrapunkt zur Kohl’schen »Gnade«. Von 
Weizsäcker machte den Deutschen ein Erinnerungs- und Versöh
nungsangebot jenseits bestehender Weltanschauungen und poli-
tischer Orientierung. Die historische Schuld, so seine Empfeh-
lung, möge nicht länger vergessen und verdrängt werden, sondern 
als Bekenntnis zur Erinnerung gelten: Sich an das, was geschehen 
ist, bewusst zu erinnern, darin liege die Erlösung. Angefangen 
damit, den 8. Mai als »Tag der Befreiung« zu würdigen und nicht 
länger als deutsche Kapitulation oder Niederlage anzusehen. 

Die Rede des Bundespräsidenten stärkte das westdeutsche An-
sehen in der Welt und war ein wichtiger Brückenschlag zwischen 
Gegenwart und Vergangenheit. Dennoch gingen die gesellschaft-
lichen Debatten um Erinnerung und nationale Identität weiter – 
verstärkt nach der Wiedervereinigung 1990. Deutschland war 
damit auf bestem Weg zur europäischen Führungsmacht, poli-
tisch und wirtschaftlich. Woraus aber sollte die Identität dieses 
neuen Kraftzentrums bestehen, nachdem sich der »Antifaschis-
mus« im Osten und die Beschwörung der »deutschen Einheit« 
im Westen als jeweils einigende Erzählungen überlebt hatten? 
Ein lediglich fahnenschwenkender Nationalismus war kaum die 
Alternative, die Religion noch weniger.

Was blieb, war die Verbindung zwischen einer positiv besetz-
ten nationalen Identität mit Auschwitz. Von Weizsäcker hatte sie 
umfassend hergestellt, und die politische Klasse setzte diese Linie 
in der Folgezeit fort. Das Ergebnis war, die deutsche »Erinne-
rungskultur« mit dem Bekenntnis zum »Existenzrecht« Israels 
zu verbinden und schließlich in der »Staatsräson« aufgehen zu 
lassen. 
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»Staatsräson« und Holocaust

Begünstigt wurde diese Entwicklung nach der Jahrtausend-
wende durch das allmähliche Vordringen identitätspolitischer, 
hochgradig moralisierender Forderungen an Staat und Gesell-
schaft, für die in Deutschland allen voran die Grünen stehen. 
Dafür gibt es soziokulturelle wie ökonomische Gründe. An ers-
ter Stelle ist hier der Übergang von einer Industrie- in eine digi
talisierte Dienstleistungsgesellschaft zu nennen, die ihrerseits 
einhergeht mit einer ausgeprägten Individualisierung vor allem 
urbaner Lebenswelten.9 Diese gesellschaftliche Fragmentierung 
zerstört vielfach historisch gewachsene Formen sozialen Zusam-
menhaltes zugunsten (klein-)gruppenbezogener Identitäten. Um 
politisch Gehör zu finden, nehmen die entsprechenden Gruppen 
ihre jeweiligen Interessen vorzugsweise im Gewand »alternativ
loser« moralisierender Forderungen wahr. Ein anschauliches Bei-
spiel dafür sind die regelmäßigen Appelle von Außenministerin 
Baerbock an die »Schurkenstaaten« dieser Welt, denen sie unter 
Verwendung ihres Lieblings-Hilfsverbes »müssen« gerne erklärt, 
was sie zu tun und besser noch zu lassen haben. Ein übersteigerter 
Moralismus ist nicht per se etwas Neues, nun aber gilt er gewisser-
maßen als kodifiziert. Ist das einzig Gute und Wahre erst einmal 
verbindlich benannt, gilt jede abweichende Meinung im Zweifel 
als falsch oder gar als Bedrohung eigener Glaubensgewissheiten.

Diese Haltung setzt sich in den Medien fort. Der nächste 
Schritt, eine zunehmend von Framing geprägte öffentliche Mei-
nung und die Dämonisierung Andersdenkender, ergibt sich dann 
wie von selbst. An diesem Punkt steht Deutschland längst auch in 
Sachen Israel/Palästina, verstärkt seit Beginn des Gaza-Krieges.

Doch der Reihe nach. Israels Sicherheit sei deutsche »Staats
räson«, erklärte Kanzlerin Angela Merkel 2008 in der Knesset. 
Was genau sie damit meinte, blieb offen. Der von ihr zum Aus-
druck gebrachte Versöhnungswunsch lief allerdings hinaus auf 
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eine an keinerlei Bedingungen, Vorbehalte oder Einschränkungen 
gebundene Sicherheitsgarantie für Israel. Das ist insoweit erstaun-
lich, als das Land die mit weitem Abstand stärkste Militärmacht in 
der Region ist, eine Nuklearmacht zudem. Auf die Unterstützung 
durch die Bundeswehr ist Israel schlichtweg nicht angewiesen. 
Auch mit Blick auf die Schutzmacht-Funktion der USA für ihren 
engen Verbündeten ist diese bis heute uneingeschränkt gültige, 
von vielen Politikern regelmäßig beschworene »Staatsräson« be-
fremdlich. Sich anlasslos für Israels Sicherheit mitverantwortlich 
zu zeigen, sei eine »gefühlsmäßig verständliche, aber törichte Auf-
fassung, die sehr ernste Konsequenzen haben könnte«, kommen-
tierte damals Altkanzler Helmut Schmidt. Wenn es beispielsweise 
zum Krieg zwischen Israel und dem Iran käme, »dann hätten nach 
dieser Auffassung die deutschen Soldaten mitzukämpfen«.10

Die Fertigstellung des Holocaust-Mahnmals in Berlin 2005 
und Merkels Rede unterstreichen jeweils, dass Auschwitz wei-
terhin eine zentrale Rolle im Kontext nationaler deutscher Iden-
tität spielen sollte. Vordergründig um die Leidensgeschichten von 
Millionen zu würdigen. Doch geht es um mehr, nicht zuletzt um 
die Legitimierung eigener Politik nach innen wie nach außen. 
Dazu gehört auch der Missbrauch geschichtlichen Gedenkens. 
Erinnert sei an den ersten Out-of-Area-Einsatz der Bundeswehr, 
der nichts mit Landesverteidigung oder der Unterstützung eines 
NATO-Bündnispartners zu tun hatte: der völkerrechtswidrige, 
durch kein UN-Mandat gedeckte Einsatz auch deutscher Solda-
ten im Kosovo 1999. Außenminister Joschka Fischer begründete 
ihn ausdrücklich mit einem vermeintlich drohenden Völker
mord, den zu verhindern Deutschland verpflichtet sei: »Nie wie-
der Auschwitz«. 

Diese diffuse Mischung aus »Gutmenschentum« und der gleich-
zeitigen politischen Instrumentalisierung jüngerer Geschichte vor 
dem Hintergrund westlicher, US-dominierter Interessenlagen ist 
für den Nahen Osten nicht minder prägend. Die deutsche »Erin-
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nerungskultur«, bar jeder Bereitschaft, die komplexen Realitäten 
im Nahen Osten jenseits eines schlichten Gut/Böse-Schemas auch 
nur zur Kenntnis zu nehmen, ist im Grundsatz gleichbedeutend 
mit der faktischen Bejahung der völkerrechtswidrigen Siedlungs- 
und Besatzungspolitik Israels. Das Bekenntnis zur »Staatsräson« 
läuft daraus hinaus, die Causa Israel/Palästina allein oder doch 
vorrangig durch die Brille des Holocausts zu betrachten. Zuge-
spitzt formuliert, wurden die Palästinenser dem politisch korrek-
ten Erinnern geopfert, kaschiert durch deren finanzielle Unter-
stützung und die ebenso routinierte wie folgenlose Beschwörung 
einer »Zweistaatenlösung«. 

Gleichzeitig machte man sich in Berlin parteiübergreifend die 
israelische und amerikanische Sichtweise bei regionalen Konflik-
ten zu eigen, allen voran in der Konfrontation mit dem Iran. Mit 
der unmittelbaren Folge, dass die Waffenexporte Deutschlands 
nach Israel erneut beträchtlich zulegten. Als besonders kontro-
vers erwies sich dabei die Lieferung von zunächst sechs U-Boo-
ten in den 2010er Jahren, die auch nuklear bestückt werden kön-
nen, was wahrscheinlich auch geschah. Die hiesigen Steuerzahler 
übernahmen einen Großteil der Kosten in Milliardenhöhe – ins-
gesamt ein durchaus verengtes Verständnis von »Staatsräson« 
und Erinnerungskultur. 

Die Palästinafrage, also einen politischen, territorialen Kon-
flikt »in den europäischen Geschichtsraum von Judenhass und 
Judenverfolgung« zu übertragen (Daniel Cil Brecher), ist proble-
matisch genug. Auch deswegen, weil die Annahme, Deutschland 
trüge eine besondere Verantwortung für Israels Sicherheit, in wei-
ten Teilen der Bevölkerung zunehmend anders beurteilt wird als 
von den politischen Eliten. Nicht zuletzt sehen jüngere Menschen 
wenig Veranlassung, für die Taten ihrer Groß- oder Urgroßeltern 
in die Pflicht genommen zu werden.

Dieser Generationenwechsel, aber auch der israelische An-
spruch auf das gesamte Palästina, geteilt von weiten Teilen der 
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jüdischen Diaspora, standen nicht unwesentlich Pate bei dem 
erfolgreichen Bemühen, den Antisemitismus normativ neu zu 
verorten und ihn von der Ausrichtung auf Auschwitz zu lösen. 
Vor dem Hintergrund eskalierender Gewalt im Nahen Osten – zu 
nennen sind hier insbesondere die zweite Intifada und das Erstar
ken der Hisbollah im Libanon nach dem Jahr 2000 – wuchs das 
Interesse an einer neuen, im Ergebnis repressiven Antisemitis-
mus-Definition. Die »Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa« (OSZE) formulierte es in ihrer »Berliner 
Erklärung« von 2004 so: Nach dem Holocaust trete der Antisemi-
tismus nunmehr »unter neuen Erscheinungs- und Ausdrucksfor-
men auf, die gemeinsam mit anderen Formen der Intoleranz eine 
Bedrohung der Demokratie, der Werte der Zivilisation und somit 
der Sicherheit« Europas bedeuteten. Folglich gelte es »vorbehalt-
los alle Erscheinungsformen des Antisemitismus« zu verurteilen. 

Diese und vergleichbare Aussagen auf höchster Ebene sug-
gerieren, in den Worten des Antisemitismus-Forschers Michael 
Kohlstruck, »bei Antisemitismus handele es sich um eine über-
historische, in sich identische Substanz«.11 Mit der Folge, dass 
der Antisemitismus nicht lediglich als eine von vielen Spielar-
ten des Rassismus angesehen wird, sondern als das ahistorisch 
Böse schlechthin, angesiedelt außerhalb von Raum und Zeit. Ver-
gleichbar einem genetischen Defekt beispielsweise. Die »Berliner 
Erklärung« ist ein Akt der Exekutive, der das öffentliche Bewusst-
sein neu zu formatieren sucht – was im nächsten Schritt auf eine 
Sakralisierung israelischer Belange und Interessen hinausläuft. 

Antisemitismus richtig verstehen

Wie das? Die allermeisten dürften die folgende Formulierung 
schon einmal vernommen haben, wie sie öffentlich seither zum 
guten Ton gehört: »Wir verurteilen Antisemitismus, Rassismus 
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und Ausländerfeindlichkeit.« In der Sache würde es genügen, 
jede Form von Rassismus zu verurteilen. Damit wäre alles gesagt. 
Denn Ausländerfeindlichkeit wie auch Antisemitismus sind ja per 
se Ausdruck einer rassistischen Gesinnung. Was aber die »Berliner 
Erklärung« ausdrücklich anders versteht. Sie weist den Antisemi-
tismus als eine singuläre, sich selbst stetig neu generierende Form 
hasserfüllter Intoleranz aus, die alles bedrohe, was Europa ausma-
che. Ein hehres Verständnis, allerdings dermaßen allgemein ge-
fasst, dass es zur politischen Instrumentalisierung geradezu einlädt. 

Etwa in Gestalt der »Arbeitsdefinition« von Antisemitismus 
seitens der »International Holocaust Remembrance Alliance« 
(IHRA), einer zwischenstaatlichen Organisation, die 1998 in 
Stockholm gegründet wurde. An der ersten Ausarbeitung dieser 
Definition 2005 war die OSZE maßgeblich beteiligt. Ebenso meh-
rere jüdische Organisationen wie das »American Jewish Com-
mittee« (AJC), die als durchsetzungsstarke Lobbyisten Israels 
bekannt sind. Kohlstruck: »Bei ihnen bestand ein Interesse an 
einer Antisemitismusdefinition, mittels derer auch die aktuelle 
Kritik an der israelischen Besatzungspolitik neutralisiert werden 
konnte. Die meisten Beispiele, die in der ›Arbeitsdefinition‹ auf-
geführt werden, beziehen sich dementsprechend auf den Nahost-
Konflikt. Es überrascht nicht, dass diese Beispiele … im Nach-
hinein von einem AJC-Vertreter als ›die nützlichsten‹ bewertet 
wurden.«12 

Die Antisemitismus-Definition der IHRA ist die bis heute 
wirkmächtigste in westlichen Staaten. Seit 2005 ist sie mehrfach 
überarbeitet und erweitert worden, vor allem 2016, vielfach auf 
nationaler Ebene. Obwohl es auch andere Definitionen gibt und 
die IHRA-Variante bislang nirgendwo Gesetzeskraft erlangt hat, 
dient sie de facto als Richtschnur in der politischen Beurteilung 
dessen, was legitimerweise und sanktionsfrei über Israel gesagt 
werden darf. Vor allem aber, was nicht. Das gilt auch und allen 
voran für Deutschland. Die »Arbeitsdefinition« ist wenig kon-
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kret, was ihren Einsatz als Diskurs- und Moralkeule sowie als 
»Einladung« zur Selbstzensur erleichtert.

Anhand von »Beispielen« sucht die IHRA das aus ihrer Sicht 
fatale Junktim aus Antisemitismus und Israelkritik zu belegen.

Die drei wichtigsten: »Das Recht des jüdischen Volkes auf 
Selbstbestimmung infrage zu stellen« sei antisemitisch, »bei-
spielsweise auf Grundlage der Behauptung, die Existenz des jü-
dischen Staates sei ein rassistisches Unterfangen«. Diese For-
mulierung erlaubt es, jeden Bezug auf die siedlerkolonialen 
Grundlagen Israels und die Forderung nach ihrer Überwindung 
antisemitisch zu verorten, ebenso jede Auseinandersetzung mit 
der Nakba. Demzufolge müssten auch die Schriften führender 
westlicher und palästinensischer Denker sowie von Theoretikern 
des Globalen Südens, die sich kritisch mit dem Zionismus aus-
einandergesetzt haben, als antisemitische Hetze gelten, etwa die 
von Hannah Arendt, Judith Butler, Angela Davis, Masha Gessen, 
Edward Said oder Achille Mbembe. Deswegen stehen sie ja auch, 
mit Ausnahme der bereits Verstorbenen, massiv am Pranger. 

»Doppelte Standards anzulegen, die von Israel ein anderes Ver-
halten als von jeder anderen demokratischen Nation verlangen«, 
so ein weiteres IHRA-Dogma, sei antisemitisch. Diese Formu-
lierung ist gewissermaßen ein schwarzer Schimmel, denn keine 
andere demokratische Nation betätigt sich seit Jahrzehnten völ-
kerrechtswidrig als Besatzungsmacht. Mehr noch: Es stellt sich 
die Frage, ob ein Land, das dauerhaft eine Militärherrschaft in be-
setzten Gebieten ausübt und das unterworfene Volk systematisch 
entrechtet und kujoniert, tatsächlich eine Demokratie sein kann. 
Die wie selbstverständlich erfolgende Gleichsetzung von Israel 
und Demokratie ist in Wahrheit ein Oxymoron, ein Widerspruch 
in sich selbst. Aus Sicht der Großisrael-Anhänger ist jedoch allein 
der Gedanke, der jüdische Staat könne infolge seiner ethnonatio-
nalen Ausrichtung keine Demokratie sein oder habe kein Anrecht 
auf die besetzten Gebiete, reinster Antisemitismus. 
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Und schließlich: »Vergleiche zwischen der gegenwärtigen 
Politik Israels mit jener der Nazis zu ziehen« sei antisemitisch. 
Solche Vergleiche sind in der Tat höchst fragwürdig und im Zwei-
fel geschichtsklitternd – aber sind sie auch antisemitisch? Die 
Frage stellt sich umso mehr, als die israelische Seite den Nazi-
Vergleich seit Jahrzehnten freigiebig auf nahöstliche Potentaten 
oder politische Bewegungen anwendet und seit dem 7. Oktober 
2023 gegen Palästinenser generell einsetzt, obwohl sie selbst sich 
dagegen verwahrt. 

Die drei genannten Beispiele illustrieren, dass es den Propa-
gandisten der IHRA-Definition in erster Linie um das Weißwa-
schen des von Israel begangenen Unrechts geht. Antisemitismus, 
Auschwitz und die Apologetik Israels in einen Topf zu werfen ist 
pure Ideologie. Eine gefährliche zudem, weil sie den Holocaust 
profanisiert und die deutsche Erinnerungskultur reduziert auf 
einen außergerichtlichen Freispruch für Israels (angestrebte) Ju-
daisierung aller besetzten Gebiete. Der eigentliche Antisemitis-
mus, also ein gegen Juden gerichtetes Ressentiment, weil sie Ju-
den sind, fällt dabei weitgehend unter den Tisch. Mehr noch: Die 
politisch gewollte Gleichsetzung von Judentum, Zionismus und 
Israel, insbesondere mit Blick auf das von Tel Aviv zu verantwor-
tende Menschheitsverbrechen im Gazastreifen, dürfte dem An-
tisemitismus weltweit geradezu Vorschub leisten, bis hin zu An-
griffen auf Juden oder jüdische Einrichtungen. Aufgrund ihrer 
Selbstermächtigung und Generalabsolution für das von Israel be-
gangene Unrecht läuft die IHRA-Definition Gefahr, zu einer sich 
selbst erfüllenden Prophezeiung zu werden. 

Wie spätestens die Demonstrationen im Zuge des Gaza-Krie-
ges 2023/24 gezeigt haben, steht in Deutschland jede Kritik an 
Israel, und sei sie noch so sachlich oder faktenbasiert, potenziell 
unter Antisemitismusverdacht. Unbeschadet der Frage, ob die 
Demonstranten nun »Sympathieträger« sein mögen oder nicht. 
Diesen politisch gewollten State of Mind herbeigeführt zu haben, 
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verdankt sich, über die IHRA-Definition hinaus, auch dem über-
aus erfolgreichen Wirken des 2006 in Israel neu entstandenen 
»Ministeriums für Strategische Angelegenheiten und Hasbara«, 
de facto ein Propagandaministerium. »Hasbara«, deutsch »Erklä
rung« oder »Öffentlichkeitsarbeit«, bezeichnet die Versuche der 
israelischen Regierung und ihrer Lautsprecher, international eine 
möglichst positive Berichterstattung über Israel zu erwirken und 
das zu bekämpfen, was die Großisrael-Verfechter als »Delegiti-
mierung« Israels bezeichnen. Letztendlich geht es darum, das 
offizielle israelische Verständnis nahöstlicher Geschichte und 
Gegenwart durchzusetzen und dessen Kritiker oder Widersacher 
als Antisemiten oder Terroristen zu framen. Zu diesem Weltbild 
gehört, die entscheidende Verantwortung für den zugrunde lie-
genden Konflikt allein der palästinensischen Seite zuzuweisen. 

Unmittelbarer Anstoß für die Gründung des Ministeriums 
war die 2005 von Palästinensern begründete, zivilgesellschaftli-
che Bewegung BDS: »Boycott, Divestment and Sanctions«. Ziel 
dieser Bewegung ist es, Israel durch Boykottmaßnahmen im aka-
demischen und kulturellen Bereich, aber auch durch den Boy-
kott israelischer Waren, den Stopp von Investitionen sowie Wirt-
schaftssanktionen zu veranlassen, internationale Rechtsnormen 
zu befolgen. Denn weder der palästinensische Widerstand der 
ersten (1987 – 1993) noch der zweiten Intifada (2000 – 2005) und 
auch nicht der vermeintliche Friedensprozess von Oslo nach 1993 
hatten das Ende der brutalen israelischen Besatzung eingeläutet. 
Ebenso wenig die Anrufung des Internationalen Gerichtshofes 
oder des Internationalen Strafgerichtshofes, beide in Den Haag 
ansässig. Deren Urteile oder Empfehlungen interessieren israeli-
sche Entscheider gestern wie heute nicht. Daher, inspiriert von der 
Antiapartheidbewegung in Südafrika, nun also ein neues Konzept: 
Durch gewaltfreie Maßnahmen soll international Druck auf Israel 
ausgeübt werden, um die Besatzung zu beenden. Darüber hinaus 
sollen die Palästinenser mit israelischem Pass, vielfach Bürger 
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zweiter Klasse, den jüdischen Israelis gleichgestellt und das Rück-
kehrrecht der 1948 vertriebenen Palästinenser anerkannt werden.

Die Politologin Muriel Asseburg schreibt zutreffend: »Das 
nationale BDS-Komitee mit Sitz in Ramallah legt die grundsätz-
liche Ausrichtung fest und stößt anlassbezogene Kampagnen an. 
Es wird in der ganz überwiegenden Mehrheit von zivilgesell-
schaftlichen Organisationen und Parteien in den palästinensi-
schen Gebieten getragen. Die globale Bewegung setzt sich aus 
einer Vielzahl von lokalen und nationalen Gruppierungen zu-
sammen, die eigene Webauftritte haben und eigenständig Kam-
pagnen und Veranstaltungen durchführen. Sie hat keine hie
rarchische Struktur; das nationale BDS-Komitee verfügt über 
keine Sanktions- oder Disziplinargewalt gegenüber den einzel-
nen Gruppierungen. Entsprechend variieren auch die konkreten 
Forderungen und Verlautbarungen einzelner Gruppen. Interna-
tional hat die Bewegung mittlerweile einen breiten und diversen 
Unterstützerkreis gefunden – von herausragenden Persönlichkei-
ten wie Friedensnobelpreisträger Desmond Tutu über britische 
Gewerkschaften, Stadtverwaltungen in Spanien, die American 
Studies Association bis hin zu jüdischen Gruppierungen und Ein-
zelpersonen inner- wie außerhalb Israels.«13 

Coole Preise

Die Großisrael-Verfechter wissen nur zu gut, dass die Durch-
setzung und Beibehaltung ihrer Ansprüche auf zwei Säulen be-
ruht: der uneingeschränkten Unterstützung durch die USA und 
(an zweiter Stelle) Deutschland sowie der Notwendigkeit, jeden 
politischen Ansatz zu unterlaufen, der Israel »delegitimieren«, 
sprich: zu Kompromissen zwingen könnte. Wenden Palästinen-
ser Gewalt an, um ihre Ziele zu erreichen, ist es ein Leichtes, 
sie als Terroristen zu brandmarken. Damit entfallen sie als Ge-
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